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Mit Juli-Gehältern 
gibt es Abschlags-
zahlungen auf die 
Anpassung von 
Besoldung und  
Versorgung 

CDU-Landtags fraktion  
signalisiert  
Unterstützung

BBW-Forderungen zum Doppelhaushalt 2020/2021



Editorial

<

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

im März-Editorial hatte ich  
Finanzministerin Edith Sitz-
mann zitiert, die bereits drei 
Tage nach dem Tarifabschluss 
TV-L angekündigt hatte, sie 
wolle das Tarifergebnis zeit- 
und inhaltsgleich auf die Be-
amtenschaft übertragen. 
Nach neuesten Informationen 
aus dem Finanzministerium 
wird mit den Juli-Bezügen 
(Auszahlung Ende Juni) die Ab-
schlagszahlung für die Erhö-
hungsbeträge der Monate Ja-
nuar bis Juli ausbezahlt wer-
den. Das Warten auf die Erhö-
hung der Besoldung bezie-
hungsweise Versorgung hat 
also bald ein Ende. Wir begrü-
ßen ausdrücklich, dass diese 
Abschlagszahlung steuerlich 
so behandelt wird, wie wenn 
die monatlichen Erhöhungen 
von Anfang an erfolgt wären. 
Es treten also keine Progressi-
onsnachteile ein.

Themenwechsel: Alle fünf Jah-
re wird zur Europawahl aufge-
rufen. Am 26. Mai ist es wie-
der so weit und wir wählen 
dann zum neunten Mal das 
Europäische Parlament. Die 
(noch) 28 Mitgliedstaaten 
werden durch 751 Abgeordne-
te vertreten, von denen 96 aus 
Deutschland kommen. So wie 
es aktuell aussieht, werden 
auch die Bürgerinnen und Bür-
ger in Großbritannien noch 
einmal zur Wahl aufgerufen. 

Der BBW: 
Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 
Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de
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Editorial

Damit wird das Chaos um den Brexit 
noch einmal eine Nummer größer, da 
dann britische Abgeordnete ins Europa-
parlament gewählt werden, wohl wis-
send, dass ihr Land aus der EU austreten 
wird. Bis vor wenigen Wochen eigent-
lich ein unvorstellbares Szenario, das 
nun doch Realität wird. 

Die Europawahl 2019 steht aber auch 
deshalb besonders im Fokus, da in vie-
len anderen EU-Staaten europaskepti-
sche Strömungen den EU-Zusammen-
halt auf die Probe stellen. „Wir in 
Deutschland dürfen nicht mit dem Fin-
ger auf andere zeigen, haben wir doch 
mit der größten Oppositionspartei im 
Bundestag ebenfalls eine nicht zu un-
terschätzende Kraft, die sehr europa-
skeptisch ist und sich für den Austritt 
Deutschlands aus der Europäischen 
Union einsetzen will, sollte die Union 
nicht grundlegend reformiert werden. 
Deshalb ist es in der heutigen Zeit umso 
wichtiger, die proeuropäischen Kräfte 
zu bündeln und sich für die Grundwerte 
der EU starkzumachen“ – so die Spit-
zenverbände der EBD (Europäische Be-
wegung Deutschlands).

Ich bin überzeugt davon, dass uns Euro-
pa beziehungsweise die Europäische 
Union Wohlstand, Frieden und Freiheit 
sichert. Ich halte es mit Franz-Josef 
Strauß: Baden-Württemberg ist meine 
Heimat, Deutschland mein Vaterland 
und Europa meine Zukunft. Deshalb 
bitte ich Sie alle, die Sie für eine frei-
heitliche demokratische Grundordnung 
in einem vereinten und friedlichen Eu-
ropa stehen, am 26. Mai von Ihrem 

Wahlrecht Gebrauch zu machen. Wer 
sich unsicher ist, welcher Partei er seine 
Stimme geben soll, empfehle ich den 
Wahl-O-Maten zur Europawahl auf 
www.wahl-o-mat.de und/oder Vote 
Swiper (https://www.voteswiper.org/
de/germany/european-election-2019). 
Beides ist seit dem 3. Mai 2019 freige-
schaltet. 

Die Fraktionsvorsitzenden der Grünen 
und der CDU, Andreas Schwarz und Prof. 
Dr. Wolfgang Reinhart, haben ihre Teil-
nahme an der Sitzung unseres politi-
schen Landeshauptvorstands bestätigt 
und werden Stellung nehmen zu den 
Eckpunkten des Doppelhaushalts 
2020/2021, insbesondere soweit dies 
weitere Verbesserungen für den öffentli-
chen Dienst betrifft, aber auch zu den 
Forderungen des BBW, für deren Umset-
zung wir kämpfen. Wir sind gespannt, 
was uns die Politiker zu sagen haben.

Ihr

Kai Rosenberger, 
BBW-Vorsitzender
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Fehlerteufel in der letzten Ausgabe
Im Editorial der Ausgabe 4 des BBW Magazins 
ist – vermutlich beim Umbruch in der letzten 
Anpassungsphase – in dem Absatz, in dem Kai 
Rosenberger die BBW-Forderungen auflistet, 
ein Halbsatz verloren gegangen. Wir bitten die-
sen sinnentstellenden Fehler zu entschuldigen. 
Richtig musste es in dieser Passage wie folgt 
heißen: „Neben einer verfassungskonformen 
und leistungsgerechten Besoldung – besonders 
auch für die unteren Besoldungsstufen – fordern 
wir die Abschaffung der Kostendämpfungspau-
schale, Beihilfebemessungssätze wie in den übri-
gen Bundesländern sowie die Anpassung der 
Wochenarbeitszeit der Beamtinnen und Beam-
ten an die der Tarifbeschäftigten.“



Gedankenaustausch mit dem finanzpolitischen Sprecher der CDU-Landtagsfraktion

Im Fokus: die Mütterrente, der BW-Bonus 
und die Beihilfe
Bayern hat die Mütterrente 
längst systemkonform auf den 
Beamtenbereich übertragen 
und inzwischen auch die Müt-
terrente II zugesagt. Der BBW 
fordert von der Landesregie-
rung für Beamtinnen und Be-
amte, die Erziehungszeiten 
nachweisen können, vergleich-
bare Regelungen. 

Nach Ansicht des Beamtenbun-
des sind solche Regelungen 
dringender denn je geworden. 
Warum dies so ist, das haben 
BBW-Chef Kai Rosenberger und 
Heidi Deuschle, die Vorsitzende 
der BBW-Frauenvertretung, im 
Gespräch mit Tobias Wald, 
dem finanzpolitischen Spre-
cher der CDU-Landtagsfrakti-
on, erörtert und haben von 
dem CDU-Politiker für ihr An-
liegen Unterstützung bekom-
men: CDU-Abgeordnete unter 
Federführung von Tobias Wald 
sind dabei, einen parlamentari-
schen Antrag im Landtag ein-
zubringen, der die Darlegung 
der Sachlage und Argumentati-
on des BBW zur Mütterrente 
für Beamtinnen und Beamte 
aufgreift.

Das Gespräch, an dem auch 
Florian Wahl, der Parlamentari-
sche Berater für Finanzen der 
CDU-Fraktion, teilgenommen 
hat, fand Mitte April im Haus 
der Abgeordneten statt. Neben 
der Mütterrente waren der TV-
L-Abschluss und die Übertra-
gung des Tarifergebnisses auf 
Besoldung und Versorgung so-
wie die Forderung des BBW auf 
Rücknahme der Beihilfever-
schlechterungen, die mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz 
2013/2014 in Kraft getreten 
sind, Gegenstand der Unterre-
dung. Gut 75 Minuten lang ha-
ben sich die Gesprächspartner 
Zeit genommen, um die gegen-
seitigen Positionen darzulegen 

und sich über die jeweiligen 
Standpunkte auszutauschen.

 < Mütterrente

Die Forderung nach einer sys-
temkonformen Übertragung 
der Mütterrente erhebt der 
BBW schon lange. Doch die 
Landesregierung hat bisher bei 
diesem Thema geblockt. Sie ar-
gumentiert, Kindererziehungs-
zeiten würden bei Versor-
gungsempfängerinnen system-
konform annähernd gleichwer-
tig berücksichtigt wie in der 
gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Dass diese Argumentati-
on spätestens seit der Mütter-
rente II nicht mehr haltbar ist, 
haben der BBW und seine Frau-
envertretung in dem Gespräch 
mit den CDU-Vertretern offen-
gelegt. Demnach werden Be-
amtinnen eindeutig benachtei-
ligt.

Eine systemkonforme Übertra-
gung der Mütterrente wäre 
nach Einschätzung des BBW 
mit jährlichen Kosten zwischen 

14 und 19 Millionen Euro ver-
bunden. Gut investiertes Geld, 
meint BBW-Chef Rosenberger. 

 < Anpassung von Besoldung 
und Versorgung

BBW-Chef Kai Rosenberger 
macht kein Hehl daraus, dass 
er die schnelle Absichtserklä-
rung von Finanzministerin 
Edith Sitzmann zu würdigen 
weiß, wonach das Tarifergebnis 
für den öffentlichen Dienst der 
Länder „zeitgleich und inhalts-
gleich“ auf den Beamten- und 
Versorgungsbereich übertra-
gen werden soll. Das hat er ge-
genüber Tobias Wald noch ein-
mal betont. Betont hat er aber 
auch, dass er trotz dieses Sig-
nals der Wertschätzung mit 
dem Umfang der beabsichtig-
ten Besoldungs- und Versor-
gungsanpassung nicht rundum 
zufrieden ist. Er fordert einen 
echten Baden-Württemberg-
Bonus on top. Diese Forderung 
hatte Rosenberger bereits in 
Gesprächen mit Andreas 
Schwarz, dem Fraktionsvorsit-

zenden der Bündnisgrünen, 
und dem stellvertretenden 
CDU-Fraktionschef Thomas 
Blenke erhoben. Jetzt hat er sie 
gegenüber dem finanzpoliti-
schen Sprecher der CDU-Frakti-
on noch einmal wiederholt. 

Tobias Wald unterstrich in die-
sem Zusammenhang, dass 
CDU-Fraktionsvorsitzender 
Wolfgang Reinhart sich seitens 
des Landes als Erster für eine 
wirkungsgleiche und system-
gerechte Übertragung des 
Tarif ergebnisses auf die Besol-
dung und Versorgung ausge-
sprochen habe.

Rosenberger räumt zwar ein, 
dass die Finanzministerin mit 
der zeit- und inhaltsgleichen 
Übertragung des Tarifergebnis-
ses auf Besoldung und Versor-
gung den Beamten und Versor-
gungsempfängern im Land be-
reits einen „Quasi-Baden-
Württemberg-Bonus“ zuge-
standen habe. Dennoch hält 
Rosenberger einen zusätzli-
chen Baden-Württemberg-Bo-
nus für erforderlich, um die Be-
soldungslücke zum Bund sowie 
zu Bayern und Sachsen zu ver-
ringern. Diese Lücke sei noch 
lange nicht geschlossen, sagte 
er gegenüber Wald und ver-
wies darauf, was in anderen 
Bundesländern vorgesehen ist: 
In Rheinland-Pfalz sei die Rede 
von zusätzlichen Verbesserun-
gen on top in Höhe von zwei-
mal 2 Prozent, in Brandenburg 
von zweimal 0,5 Prozent und in 
Berlin von zweimal 1,1 Prozent. 
Vor diesem Hintergrund sei für 
den BBW ein Baden-Württem-
berg-Bonus on top mehr als ge-
rechtfertigt, erklärte der BBW-
Vorsitzende. 

Was die Forderung des BBW 
nach einem Baden-Württem-
berg-Bonus betrifft, hielt sich 
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 < BBW-Chef Kai Rosenberger (rechts) hat im April Tobias Wald (Mitte), den 
finanzpolitischen Specher der CDU-Landtagsfraktion, zu einem Gedan-
kenaustausch empfangen. An der Unterredung hat auch Heidi Deuschle 
(links), die Vorsitzende der BBW-Frauenvertretung, teilgenommen.
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Bereits vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens …

… gibt es mit den Juli-Bezügen  
Abschlagszahlungen für die Monate Januar bis Juli
Bereits die schnelle Ankündigung von Finanzministerin Edith Sitz-
mann, das Tarifergebnis TV-L 2019 zeit- und inhaltsgleich auf die 
Beamtenschaft zu übertragen, hat man beim BBW erfreut zur 
Kenntnis genommen. 

Jetzt verlautete aus der Spitze des Finanzministeriums, dass mit 
den Juli-Bezügen (Auszahlung Ende Juni) die Abschlagszahlung 
für die Erhöhungsbeträge der Monate Januar bis Juli ausbezahlt 
werden. Das Warten auf die Erhöhung der Besoldung bezie-
hungsweise Versorgung hat also bald ein Ende. Erfreulich ist au-
ßerdem, dass diese Abschlagszahlung steuerlich so behandelt 
wird, wie wenn die monatlichen Erhöhungen von Anfang an er-
folgt wären. Es treten also keine Progressionsnachteile ein. ©

 B
BW

der finanzpolitische Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion be-
deckt. Positiv äußerte er sich 
hingegen zum „guten Tarifab-
schluss“ und der geplanten 
„wirkungsgleichen und system-
gerechten Übertragung auf Be-
soldung und Versorgung". Er 
meinte, der Abschluss sei hoch, 
aber gerechtfertigt. Das gelte 
auch für die geplante Anpas-
sung von Besoldung und Ver-
sorgung. Damit komme die 
Wertschätzung der Beschäftig-
ten des Landes zum Ausdruck, 
die mit ihrer hervorragenden 
Arbeit einen unschätzbaren Bei-
trag für unseren Rechtsstaat 
leisten. BBW-Chef Rosenberger 
schloss sich der Meinung aller-
dings nicht voll und ganz an. 
Am Tarifabschluss kritisierte er 
insbesondere, dass die Chance 
auf eine Neugestaltung der Ent-
gelttabelle vertan worden sei.  

 < Besoldungsproblematik in 
den unteren Besoldungs-
gruppen

Auch wenn das Tarifergebnis 
TV-L 2019 den öffentlich Be-
schäftigten im Land einen 
deutlichen Gehaltszuwachs be-
schert, ändert dies aber nichts 
daran, dass Sozialhilfeempfän-
ger finanziell mitunter besser 
gestellt sind als Beamtinnen 

und Beamte in den unteren Be-
soldungsgruppen. Wie so oft 
schon in Gesprächen mit Politi-
kern, verwies BBW-Chef Rosen-
berger auch in der Unterre-
dung mit Tobias Wald auf die-
sen unhaltbaren Zustand und 
forderte dringend Verbesse-
rungen für die Besoldungs-
gruppen A 5 bis A 7. Beamte 
aus diesem Bereich hätten auf-
grund hoher Mieten Mühe in 
den großen Städten des Landes 
ihren Lebensunterhalt zu be-
streiten. Kein Wunder, meinte 
Rosenberger, die Einkommen in 
diesen Besoldungsgruppen 
schrammten an der Verfas-
sungsmäßigkeit, wie das Fär-
ber-Gutachten belege.

Wald versicherte, man habe 
die Dringlichkeit und den 
Handlungsbedarf erkannt und 
sei an dieser Sache dran. Seine 
Fraktion werde zeitnah ein Ge-
samtpaket schnüren und den 
Schwerpunkt dabei auch auf 
die unteren Besoldungsgrup-
pen legen, sagte er und versi-
cherte: „Wir nehmen das Fär-
ber-Gutachten sehr ernst.“ Für 
die Fraktion sei neben weiteren 
Maßnahmen auch ein Lebens-
arbeitszeitkonto vorstellbar. 
Hierfür wären zunächst ver-
schiedene Modelle auszuarbei-
ten. Ein solches Angebot ver-

stehe man als Baustein zur At-
traktivitätssteigerung des öf-
fentlichen Dienstes. 

 < Die Forderung: Beihilfe-
verschlechterungen  
zurücknehmen

Seit Dezember 2017 steht Kai 
Rosenberger an der Spitze des 
BBW und bereits in seiner An-
trittsrede beim Gewerkschafts-
tag in Ludwigsburg hat er die 
damalige Landesregierung 
scharf dafür kritisiert, dass sie 
mit dem Haushaltsbegleitge-
setz 2013/2014 ein Bündel an 
gravierenden Beihilfever-
schlechterungen in Kraft ge-
setzt hat. Seitdem fordert er 
bei jeder Gelegenheit die Rück-
nahme dieser Beihilfever-
schlechterungen. Inzwischen 
sieht es so aus, als habe sich 
dieser unermüdliche Einsatz 
gelohnt. Das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG) hat 
nämlich mit Urteil vom 29. 
März 2019 die Einkünftegrenze 
für die Beihilfefähigkeit der 
Aufwendungen von Ehegatten 
und Lebenspartnern für un-
wirksam erklärt und damit die 
Entscheidung des baden-würt-
tembergischen Verwaltungs-
gerichtshofs (VGH) – wenn 
auch mit anderer Begründung 
– bestätigt. 

Welche Konsequenzen das 
Land nun aus dem BVerwG- 
Urteil ziehen wird, bleibt ab-
zuwarten. Gegenüber dem fi-
nanzpolitischen Sprecher der 
CDU-Fraktion hat BBW-Chef 
Rosenberger klar Position be-
zogen. Der BBW erwarte von 
der Landesregierung schnelles 
Handeln. Die Einkünftegrenze 
für beihilfefähige Angehörige 
müsse mindestens wieder auf 
den Stand vom 31. Dezember 
2012 unter Berücksichtigung 
der Einkommensentwicklung 
angehoben werden. Zudem 
müssten die weiteren Beihilfe-
verschlechterungen zurückge-
nommen werden, die mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz 
2013/2014 in Kraft getreten 
sind. 

Tobias Wald sicherte zum The-
menbereich Beihilfe zu, dass 
sich die CDU dafür einsetzen 
werde, die unter Grün-Rot ein-
geführten und seit dem 1. Ja-
nuar 2013 geltenden Beihilfe-
verschlechterungen zurückzu-
nehmen. Dies vor allem des-
halb, weil die Maßnahmen den 
öffentlichen Dienst unattraktiv 
machen, insbesondere junge 
Bedienstete belasten und im 
Bundesvergleich einzigartig 
sind. 
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„Gewalt gegen Lehrkräfte – Anhörung des Landtagsausschusses Kultus,  
Jugend und Sport

BBW und seine Kommission Bildung und 
Wissenschaft nehmen Land in die Pflicht
Die Gewalt gegen öffentlich Beschäftigte nimmt kontinuierlich zu. Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte können ein Lied davon singen, Beschäf-
tigte in Behörden mit Öffentlichkeitsverkehr inzwischen auch, genauso 
wie Lehrerinnen und Lehrer. In den sozialen Medien kursieren Filmchen 
von Lehrern, von denen diese nicht einmal wissen. Entsprechend hoch ist 
die Dunkelziffer bei der Gewalt gegen Lehrer, zu der auch Cybermobbing 
zählt. 

Die Zahlen über Gewalttaten 
gegen Lehrer sind erschre-
ckend. Das war Anlass für den 
Landtagsausschuss für Kultus, 
Jugend und Sport am 11. April 
2019 zu einer öffentlichen An-
hörung zum Thema „Gewalt 
gegen Lehrkräfte – Maßnah-
men zur Prävention und wirk-
same Unterstützungsangebo-
te“ einzuladen. Der BBW und 
seine Kommission Bildung und 
Wissenschaft haben in ihren 
schriftlichen Stellungnahmen 
zum Thema das Land in die 
Pflicht genommen.

Gewalt gegen Lehrer nimmt 
kontinuierlich zu. Das geht be-
reits aus der Polizeistatistik 
hervor. Harald Schmidt vom 
Landeskriminalamt nannte bei 
der Anhörung Zahlen. Dem-
nach wurden im vergangenen 
Jahr 49 Fälle von Gewalttaten 
gegen Lehrer polizeibekannt. 
Das waren 13 Fälle mehr als in 
2017. Im Jahr 2015 wurden 38 
Fälle angezeigt, im Jahr 2016 
waren es 41. Im vergangenen 
Jahr wurden 28 Fälle von Kör-
perverletzung aktenkundig, in 
20 Fällen wurden Lehrer Opfer 
von Bedrohung oder Nötigung 
und einmal sogar von Raub. 

Weit düsterer als die Polizeista-
tistik ist das Bild, das Lehrer 
und Schulleiter über die Situa-
tion an den Schulen im Land 
zeichnen. Das zeigt eine Um-
frage des Verbands Bildung 

und Erziehung (VBE). Danach 
berichten Lehrer von körperli-
chen Übergriffen an 788 Schu-
len im Land. Das sei jede sechs-
te Schule, betonte Oliver Hint-
zen vom VBE im Landtag. Jeder 
vierte Befragte habe erklärt, er 
habe Angriffe gar nicht gemel-
det. „Welcher Lehrer zeigt ei-
nen Grundschüler an, der ihm 
gegen das Schienbein tritt“, 
sagte er zur Erläuterung. Zu-
dem seien sich viele Lehrer 
nicht sicher, ob sie im Fall des 
Falles mit der Unterstützung 
ihrer Schulleitung und der 
Schulaufsicht rechnen könn-
ten. Das Thema Gewalt gegen 
Lehrer ist vielfach noch immer 
ein Tabuthema. Dabei häuften 
sich die Übergriffe, Tendenz 
steigend.

Kultusministerin Susanne Ei-
senmann sieht das ähnlich. Sie 
hatte bereits im Vorfeld der 
Anhörung in der Presse dafür 
geworben, dass betroffene 
Lehrer sich an Schulleitung und 
Aufsicht wenden sollten. 
„Übergriffe auf Lehrer nehmen 
wir ernst“, unterstrich sie noch 
einmal bei der Anhörung. Jeder 
Fall sei einer zu viel. Gewalt 
dürfe weder zum Berufsbild ei-
ner Lehrkraft gehören noch 
zum Alltag an den Schulen. Die 
Schule sei ein Ort, an dem res-
pektvolles Miteinander gelebt 
und gelernt werden soll. Feh-
lende Wertschätzung gegen-
über den Lehrkräften und der 

Institution Schule sei nicht hin-
nehmbar: „Hier erwarte ich, 
dass Schule und Elternhaus an 
einem Strang ziehen“, sagte die 
Ministerin.

Um dem Gewaltproblem Herr 
zu werden, setzten sich Exper-
ten und Politiker bei der Anhö-
rung für möglichst frühe Prä-
ventionsarbeit ein. Die Bera-
tungsinfrastruktur müsse ge-
stärkt und mehr Sozialarbeiter 
müssten eingestellt werden. 
Professor Claas Lahmann vom 
Uniklinikum Freiburg sprach 
sich dafür aus, die Beziehungs-
kompetenzen von Lehrern zu 
stärken. Wenn Schüler zu Tä-
tern würden, liege das oft auch 
an einer „negativen Lehrer-
Schüler-Beziehung“. BBW:  
Zunehmender Gewalt mit 
Gesamt strategie begegnen, die 
über Ressortgrenzen hinaus-
geht

Beim BBW und seiner Kommis-
sion Bildung und Wissenschaft  
sieht man das Gewaltproblem 
differenzierter, wie aus den fol-
genden Stellungnahmen zu 
diesem Thema hervorgeht.  

Gewalt und Aggression gegen 
Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes sind aus Sicht des 
BBW – Beamtenbund Tarifuni-
on (BBW) zu Dauerthemen ge-
worden, welche sich immer 
weiter ausweiten und verstär-
ken. Dies auch unter dem Ge-

sichtspunkt, dass alle bisheri-
gen Maßnahmen wie bei-
spielsweise Prävention, Stär-
kung der Beschäftigten durch 
Aus- und Fortbildung, Sensibi-
lisierung der Gesellschaft und 
der Öffentlichkeit oder Sank-
tionierung nicht zum ge-
wünschten Erfolg geführt ha-
ben. Respektlosigkeit, Aggres-
sion und Gewalt durchdringen 
zunehmend nahezu alle Berei-
che der öffentlichen Verwal-
tung. Erschreckend haben sich 
nicht nur die Fallzahlen von 
Gewalterscheinungen gegen 
Vollzugsbeschäftigte bei der 
Polizei, im Strafvollzug, beim 
kommunalen Ordnungsdienst, 
bei der Feuerwehr oder bei 
den Rettungs- und Hilfsdiens-
ten sowie auch zum Beispiel in 
der Sozialverwaltung entwi-
ckelt. Überaus bedenklich ent-
wickelt sich mittlerweile auch 
die Situation in den Schulen.

Für den BBW besteht hier ein 
dringender und umfangreicher 
Handlungsbedarf seitens der 
Dienstherren und der öffentli-
chen Arbeitgeber. Als Interes-
senvertreter der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes ist für 
den BBW klar, dass es sich bei 
der zunehmenden Gewalt ge-
gen Beschäftigte um ein ge-
samtstaatliches und gesamtge-
sellschaftliches Problem han-
delt. Um dieses Phänomen 
langfristig, wirksam und nach-
haltig einzudämmen, braucht 
es neben ressortspezifischen 
Strategien auch eine Ge-
samtstrategie, die über Arbeits-
bereiche und Ressortgrenzen 
hinausgedacht werden muss. 

Für das Land Baden-Württem-
berg als Dienstherr und Ar-
beitgeber muss der Schutz sei-
ner Beschäftigten und damit 
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die Fürsorgeverpflichtung 
oberste Priorität bekommen. 
Es kann und darf nicht sein, 
dass Beschäftigte im Rahmen 
ihrer dienstlichen Tätigkeit 
Opfer jeglicher Gewalt wer-
den.

 < Kommission Bildung und 
Wissenschaft fordert vom 
Land beim Thema Gewalt 
mehr Engagement

Die Kommission Bildung und 
Wissenschaft im BBW (KBW) 
fordert das Land auf, sich des 
Themas Gewalt gegen Lehr-
kräfte anzunehmen und sich 
deutlich stärker als bisher zu 
engagieren. Der Verband Bil-
dung und Erziehung (VBE)  hat 
in zwei repräsentativen Umfra-
gen aufgedeckt, wie verbreitet 
Gewalt gegen Lehrkräfte an 
unseren Schulen in Baden-
Württemberg tatsächlich ist. In 
der ersten Umfrage aus dem 
Jahr 2016 wurden die Lehrkräf-
te selbst befragt, in der zwei-
ten Umfrage aus dem Jahr 
2018 wurde das Thema aus der 
Sicht der Schulleitungen abge-
fragt. Fakt ist: Über die Hälfte 
der befragten Lehrkräfte attes-
tierten, dass es psychische Ge-
walt gegenüber Lehrkräften an 
ihrer Schule gibt. 13 Prozent 
sagten das über körperliche 
Gewalt. 

 < Psychische Gewalt 

Die Frage, ob es an ihrer Schu-
le in den letzten fünf Jahren 
Fälle gab, in denen Lehrkräfte 
direkt beschimpft, bedroht, 
beleidigt, gemobbt oder be-
lästigt wurden, bejahen in Ba-
den-Württemberg 53 Prozent 
der befragten Lehrkräfte. In 
absoluten Zahlen sind das 
62 141 Lehrerinnen und Leh-
rer. Selbst von psychischer Ge-
walt betroffen war ein Fünftel 
der befragten Lehrkräfte. 45 
Prozent der Schulleiterinnen 
und Schulleiter in Baden-
Württemberg berichten von 
Fällen an der eigenen Schule, 
in denen Lehrkräfte direkt be-
schimpft, bedroht, beleidigt, 
gemobbt oder belästigt wur-
den. Das ist fast jede zweite 

Schule in Baden-Württem-
berg.

Die Lehrerinnen und Lehrer 
konnten bei der Umfrage ange-
ben, von welchen Aggressoren 
sie psychische Gewalt erfahren 
haben. Hier waren Mehrfach-
nennungen möglich. Von den 
53 Prozent, die schon einmal 
psychisch angegriffen wurden, 
wurden 54 Prozent der befrag-
ten Lehrkräfte von einer Schü-
lerin oder einem Schüler ange-
griffen. Weitere 52 Prozent der 
Befragten gaben an, dass sie 
von Eltern psychisch angegrif-
fen wurden. 

 < Physische Gewalt 

Von Fällen an der Schule, in de-
nen Lehrkräfte in den letzten 
fünf Jahren körperlich ange-
griffen wurden, wussten 13 
Prozent der befragten Lehr-
kräfte, das heißt 15 242 Lehre-
rinnen und Lehrer, zu berich-
ten. Körperliche Gewalt haben 
vier Prozent der befragten 
Lehrkräfte in Baden-Württem-
berg am eigenen Leib erlebt. 
Umgerechnet in absolute Zah-
len heißt das: Gut 3 800 Lehre-
rinnen und Lehrer in Baden-
Württemberg wurden schon 
einmal tätlich angegriffen. Von 
Fällen physischer Gewalt gegen 
Lehrerinnen und Lehrer berich-
teten auch 16 Prozent der be-
fragten Schulleiterinnen und 
Schulleiter. Das bedeutet, an 
jeder sechsten Schule in Ba-
den-Württemberg gab es einen 
körperlichen Angriff auf eine 
Lehrkraft, das sind 788 Schu-
len. 

 < Cybermobbing nimmt zu 

Auch Cybermobbing wird ein 
immer größeres Problem. 29 
Prozent der befragten Lehr-
kräfte, also 34 002 Lehrerinnen 
und Lehrer, haben von Vorfäl-
len des Cybermobbings gegen 
Lehrer berichtet. 78 Prozent 
der befragten Lehrkräfte in Ba-
den-Württemberg sehen eine 
Zunahme von Formen des 
Mobbings über das Internet. 
Fast jede vierte befragte Lehr-
kraft in Baden-Württemberg 

gab an, dass Fälle von Cyber-
mobbing an der Schule vorka-
men. Bei den Schulleitungen 
gaben 16 Prozent solche Fälle 
an.

 < Gewalt gegen Lehrkräfte 
als Tabuthema

Bezeichnend und gleicherma-
ßen ein Alarmsignal an die Po-
litik ist die Einschätzung von 59 
Prozent der befragten Lehr-
kräfte in Baden-Württemberg, 
dass Gewalt gegen Lehrkräfte 
ein Tabuthema ist. Von den 
Schulleitungen gaben 39 Pro-
zent an, dass Gewalt gegen 
Lehrkräfte (eher) ein Tabuthe-
ma ist und dass damit nicht of-
fen umgegangen wird. Bei den 
Schulleitungen unter 40 Jahren 
äußerten dies sogar 53 Pro-
zent.

Es ist dann auch nicht weiter 
verwunderlich, wenn elf Pro-
zent der befragten Lehrkräfte 
in Baden-Württemberg anga-
ben, dass sie, als sie von einer 
Schülerin oder einem Schüler 
psychisch angegriffen wurden, 
nichts unternommen haben. 
Noch deutlicher ist der Wert, 
wenn der psychische Angriff 
von Eltern ausging: 26 Prozent 
der Befragten in Baden-Würt-
temberg gaben an, Vorfälle 
dieser Art nicht gemeldet zu 
haben. Über zwei Drittel der 
Lehrkräfte nehmen diese Pro-
bleme dann mit nach Hause. 

 < Mangelndes Engagement 
der Politik 

50 Prozent der befragten Lehr-
kräfte in Baden-Württemberg 
gaben an, dass das bisherige 
Engagement der Landesregie-
rung und des Kultusministeri-
ums beim Thema Gewalt ge-
gen Lehrkräfte nicht ausreicht. 

 < Forderungen der KBW 

Die KBW fordert das Land auf, 
seine Lehrkräfte besser zu 
schützen. Die Lehrkräfte müs-
sen das Gefühl haben, dass der 
Dienstherr ohne Wenn und 
Aber hinter ihnen steht. Die 
KBW fordert:

1)  Dass bei Vorfällen von Ge-
walt betroffene Schulleitun-
gen und Lehrkräfte die volle 
Unterstützung der Dienst-
herren erhalten. Dies muss 
das Land durch eine klare 
und konsequente Haltung, 
dass Gewalt gegen Lehr-
kräfte nicht toleriert wird, 
unterstreichen. Der Dienst-
herr muss Lehrerinnen und 
Lehrern sowie Schulleitun-
gen eindeutig signalisieren, 
dass er Vorfälle von Gewalt 
gegen sein Personal nicht 
duldet. 

2)  Dass sich das Kultusministe-
rium aktiv der Enttabuisie-
rung des Themas widmet 
und Vorfälle von Gewalt ge-
gen Lehrkräfte, anonym und 
nicht an die Schule gebun-
den, in der amtlichen Schul-
statistik erfasst. Das Land 
muss hier als Dienstherr sei-
ner Fürsorgepflicht nach-
kommen.

3)  Dass das Thema „Gewalt 
gegen Lehrkräfte“ im Studi-
um und im Referendariat 
aufgegriffen wird sowie 
dass ein unterstützendes 
Fortbildungsangebot, diffe-
renziert nach den verschie-
denen Formen der Gewalt, 
vorgehalten wird. Lehrkräf-
te müssen in Studium, Refe-
rendariat und Fortbildungen 
besser auf das Verhalten in 
Konfliktsituationen vorbe-
reitet werden. Sie müssen in 
die Lage versetzt werden, 
bei Vorfällen von Gewalt 
gegen sich oder gegen an-
dere Lehrkräfte handlungs-
fähig zu bleiben. 

4)  Dass Lehrkräfte im Falle des 
Falles bei Bedarf Unterstüt-
zung durch Psychologinnen 
oder Psychologen erhalten. 
Da Schulleitungen nicht 
dazu ausgebildet sind, psy-
chologisch unterstützend für 
Lehrkräfte zu wirken, ist das 
Land gefordert, den Zugang 
zur schulpsychologischen 
Beratung und Betreuung zu 
vereinfachen. 
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Rücknahme der Beihilfeverschlechterungen – PKV-Verbandsdirektor rät:

Im Fall der Fälle die Beihilfe zu einem  
bestimmten Termin neu ausrichten 
Die Rücknahme der Beihilfever-
schlechterungen durch das 
Haushaltsbegleitgesetz 
2013/2014 gehört zu den zen-
tralen Forderungen des BBW. 
Nachdem inzwischen auch das 
Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) mit Urteil vom  
29. März 2019 die Einkünfte-

grenze für die Beihilfefähigkeit 
der Aufwendungen von Ehe-
gatten und Lebenspartnern für 
unwirksam erklärt hat, sind 
nach Einschätzung von Landes-
vorsitzendem Kai Rosenberger 
die Chancen deutlich gestie-
gen, dass sich der BBW mit die-
ser Forderung auch durchset-

zen kann, zumal aus Kreisen 
der CDU-Landtagsfraktion Un-
terstützung signalisiert wird. 

Doch welcher Weg ist der beste, 
sowohl für privat versicherte 
Beamte und Versorgungsemp-
fänger wie auch für den Dienst-
herrn, wenn die Landesregie-

rung und die sie tragenden 
Fraktionen in Sachen Beihilfe 
einlenken sollten? Nachdem der 
BBW-Vorsitzende diese Frage 
bereits im Februar 2019 mit 
Spitzenvertretern der Debeka 
erörtert hat, traf er sich in glei-
cher Angelegenheit gemeinsam 
mit BBW-Justiziarin und Ge-

Spitzenvertreter von BBW und DGB zu Gedankenaustauch zusammengetroffen

Thematisiert: Zunehmende Gewalt  
gegen öffentlich Beschäftigte
Die Landesleitung des BBW und Spitzenvertreter des DGB Baden-Württemberg sind am 2. Mai 2019 
mit Delegationen ihrer Mitgliedsgewerkschaften im Willi-Bleicher-Haus in Stuttgart zu einem Ge-
dankenaustausch zusammengetroffen.

Mit Blick auf die anstehenden 
Europawahlen unterstreichen 
alle Beteiligten den Wert der 
Europäischen Union. Sie halten 
es für dringend geboten, den 
rechtspopulistischen Tenden-
zen in Europa entschieden ent-
gegenzutreten.

Die zunehmende Gewalt gegen 
Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst nahm in der Unterre-
dung breiten Raum ein. Einig 
war man sich, dass das Thema 
Gewalt nicht nur auf tätliche 
Angriffe begrenzt werden dür-
fe. Denn auch Bedrohungen 
und aggressives Verhalten ge-
genüber Beschäftigten näh-
men in einem erschreckenden 
Maße zu. Hier sehen beide Or-
ganisationen weiteren Hand-
lungsbedarf, sowohl bei den 
Beamtinnen und Beamten als 
auch bei den Tarifbeschäftig-
ten. Sie vermissen ein klares 
Konzept der Landesregierung, 
wie Beschäftigte vor Gewalt 
wirkungsvoll geschützt werden 
können und wie die Opfer von 

Gewalt besser von ihren jewei-
ligen Dienstherren unterstützt 
werden können. Verabredet 
wurden hierzu vertiefende Ge-
spräche.

Die Reduzierung der Wochen-
arbeitszeit für die Beamtinnen 
und Beamten im Land ist für 
beide Organisationen ebenfalls 
ein zentrales Anliegen. Gefor-
dert wird die Angleichung der 
Wochenarbeitszeit von Beam-
tinnen und Beamten auf das 
Niveau der Tarifbeschäftigten. 
Mit den 41 Wochenstunden, 
die den Beamtinnen und Be-
amten im Land während ihrer 
gesamten Berufslaufbahn ab-
verlangt werden, reihe sich das 
reiche Baden-Württemberg 
unter den Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein ein, den 
letzten, die noch an der 
41-Stunden-Woche festhalten. 
Das sei nicht nur eine Hypo-
thek für die Attraktivität der 
Beamtenlaufbahn. Überlange 
Arbeitszeiten verringerten 

auch die Aussichten für gesun-
des Arbeiten bis zur Altersgren-
ze. In den meisten anderen 
Bundesländern habe man die 
Arbeitszeit mittlerweile redu-

ziert und dabei auf unter-
schiedliche Modelle gesetzt, 
beispielsweise auch auf die 
Einführung von Lebensarbeits-
zeitkonten. 

©
 B

BW

 < Spitzenvertreter von BBW und DGB trafen sich zu einem Gedankenaus-
tausch: Dr. Dorota Kempter, Gewerkschaftssekretäring IG Bau; Markus 
Kling, Gewerkschaftssekretär ver.di; Doro Moritz, Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW); DGB-Landesvorsitzender Martin Kunz-
mann; BBW-Chef Kai Rosenberger; BBW-Vize Margarete Schaefer; Hans-
Jürgen Kirstein, Gewerkschaft der Polizei (GdP); Gabriele Frenzer-Wolf, 
stellvertretende DGB-Landesvorsitzende; die stellvertretenden BBW-Vor-
sitzenden Joachim Lautensack, Alexander Schmid, Jörg Feuerbacher, Mi-
chaela Gebele; Gerhard Brand; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin 
Susanne Hauth (von links).
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schäftsführerin Susanne Hauth 
am 3. April 2019 in Köln mit Dr. 
Florian Reuther, seit 1. März 
2019 Direktor und geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied 
des PKV-Verbandes. Er trat die 
Nachfolge von Volker Leienbach 
an, der sich nach 17 Jahren an 
der Spitze des Verbandes in den 
Ruhestand verabschiedete.    

Kein Bundesland ist in Sachen 
Beihilfe den rigiden Sparein-
griffen Baden-Württembergs 
gefolgt. Allein dies im Verbund 
mit dem jüngsten BVerwG-Ur-
teil ist nach Ansicht von BBW-
Chef Rosenberger Grund ge-
nug, für das Land die Beihilfe-
verschlechterungen aus dem 
Jahr 2013 zu revidieren. Zudem 
ist noch offen, ob das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur 
abgesenkten Eingangsbesol-
dung auch Auswirkungen auf 
die weiteren Verschlechterun-
gen durch das Haushaltsbe-
gleitgesetz 2013/2014 hat.

Dieses Bündel an Spareingriffen 
beinhaltet neben der Absenkung 
der Einkünftegrenze für berück-
sichtigungsfähige Angehörige 

von 18 000 Euro auf 10 000 Euro 
beispielsweise auch die Absen-
kung der Beihilfe auf 50 Prozent 
im Versorgungsfall, was neu ein-
gestellte Beamtinnen und Be-
amte teuer zu stehen kommt, 
und Beihilfekürzungen bei zahn-
technischen Leistungen.

PKV-Verbandsdirektor Dr. Flori-
an Reuther bestätigte jetzt ge-
genüber Rosenberger und 
Hauth, was wenige Wochen zu-
vor bereits Thomas Brahm, der 
Vorsitzende der Vorstände der 
Debeka-Versicherungen, betont 
hatte, nämlich dass eine rück-
wirkende Rücknahme der Bei-
hilfeverschlechterungen schier 
unüberwindbare Probleme mit 
sich bringen würde. Die rück-
wirkende Abwicklung von Versi-
cherungen sei äußerst schwie-
rig, wenn nicht gar unmöglich, 
sagte Reuther. Am Beispiel 
Krankenversicherung machte er 
die Problematik deutlich: Wer 
die Versicherung nicht in An-
spruch genommen hat, hätte 
Anspruch auf Beitragsrückzah-
lungen. Wer dagegen höhere 
Leistungen bekommen hat als 
die Beiträge ausmachten, der 

müsste Geld nachzahlen. Um 
einem solchen Wirrwarr zu 
entgehen, ist auch Dr. Reuther 
der Ansicht, dass es sinnvoller 
wäre, zu einem bestimmten 
Termin die Beihilfe wieder neu 
auszurichten, entsprechend 
der Regelungen, die vor dem  
1. Januar 2013 Gültigkeit hat-
ten. Die privaten Krankenversi-
cherer könnten dann mit einer 
entsprechenden Anpassung 
der Versicherungsverträge un-
ter Anrechnung der Altersrück-
stellungen auf die neue Geset-

zeslage reagieren. PKV-Ver-
bandsdirektor Dr. Reuther ver-
sicherte, dass dies nicht zulas-
ten der Versicherten gesche-
hen würde. Sollte der Beihil-
feanspruch im Versorgungsfall 
wieder von 50 Prozent auf 70 
Prozent angehoben werden, 
würden die für die Altersrück-
lage zu viel geleisteten Versi-
cherungsbeiträge verzinst auf 
die laufenden Beitragszahlun-
gen angerechnet, sodass dem 
Versicherten keinerlei Nachteil 
entstehe. 

Neue Erhebung zeigt mehr Unterrichtsausfälle an Schulen

VBE ergreift Partei für die Kultusministerin
Nicht die Gymnasien werden 
zum „Sündenfall der Kultusmi-
nisterin“, wie es der SPD-Bil-
dungsexperte Dr. Stefan Fulst-
Blei behauptet. Der eigentliche 
Skandal sei, so der Sprecher 
des Verbands Bildung und Er-
ziehung (VBE) Baden-Würt-
temberg, dass von der Politik 
schlichtweg nicht wahrgenom-
men werde, dass der extrem 
niedrige Unterrichtsausfall an 
den Grundschulen nicht der 
besonders robusten Gesund-
heit der Grundschullehrkräfte 
geschuldet ist, sondern aus-
schließlich der von der Kultus-
behörde proklamierten Ver-
lässlichkeit der Grundschulen 
beziehungsweise dem dortigen 
Ganztagesbetrieb. Im Übrigen 
sei es unredlich, den heutigen 
Mangel an Lehrkräften der Kul-
tusministerin anzulasten. Die 

Verantwortlichen dafür seien 
eher in der Vorgängerregierung 
zu suchen.  

Eltern erwarteten, dass kein 
Grundschulkind vorzeitig nach 
Hause kommt, und die Grund-
schullehrkräfte versuchten das 
nach Kräften umzusetzen. Da 
werden Klassen zusammenge-
legt, Teilzeitkräfte über deren 
übliches Deputat eingesetzt 
und, wenn die Mathelehrerin 
wegen Krankheit ausfällt, 
übernimmt eben der Deutsch-
lehrer zusätzlich den Unter-
richt, schildert der VBE-Spre-
cher den Alltag an Grundschu-
len. Das wäre an Gymnasien 
undenkbar; die Schüler wür-
den bei Erkrankung oder Fort-
bildung des Lehrpersonals 
dann nach Hause oder in die 
Hohlstunde geschickt – sie 

sind ja auch entsprechend  
älter und selbstständiger. 
Grundschullehrkräfte dagegen 
schulterten annähernd klaglos 
viel zu viel.

Der VBE setzt sich mit Vehe-
menz für die schon lange über-
fällige Aufwertung der Grund-
schularbeit ein, denn „das Fun-
dament ist nicht nur beim 
Hausbau von größter Bedeu-
tung“, so der VBE-Sprecher. 
Ohne hervorragende Grund-
schulen erübrigten sich auch 
Hochbegabtengymnasien und 
Elite-Universitäten.

Der VBE hält es für unredlich, 
die schlechten Rahmenbedin-
gungen an den Schulen und 
den Unterrichtsausfall jetzt der 
CDU-Kultusministerin anzu-
hängen. Schließlich sei es die 

grün-rote Landesregierung mit 
dem damaligen und heutigen 
Ministerpräsidenten Winfried 
Kretschmann gewesen, die 
lauthals getönt hatte, dass zu 
viele Lehrer im System seien 
und 11 600 Lehrerstellen ge-
strichen werden müssten. Je-
der Abiturient habe es sich dar-
aufhin damals zweimal über-
legt, ob er unter dieser Voraus-
setzung überhaupt auf Lehr-
amt studieren solle. Studium 
und Referendariat dauern rund 
sieben Jahre. Wer jetzt über 
Lehrermangel und Unterrichts-
ausfall klagt, habe zwar in der 
Sache Recht, sollte aber mit 
den Vorwürfen an die Adresse 
der Kultusministerin zurückhal-
tend sein, besonders wenn der-
jenige damals selbst in Regie-
rungsverantwortung gestan-
den hat. 

©
 B

BW

 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch beim PKV-Verband in Köln (von 
rechts): BBW-Chef Kai Rosenberger; PKV-Verbandsdirektor Dr. Florian 
Reuther; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin Susanne Hauth
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Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung in Königswinter 

Wichtige Erkenntnisse für die Arbeit im 
Land mitgenommen
Die Frühjahrssitzung der dbb bundesfrauenvertretung fand auch dieses Jahr in der dbb akademie  
in Königswinter statt, und zwar am 29. und 30. März.

Dieses Mal hatten die Mitglie-
der der Geschäftsführung Frau 
Paulick-Thiel von Politics for To-
morrow eingeladen, die mit den 
Teilnehmerinnen im Rahmen ei-
nes Workshops erarbeitete, wie 
die zeitgemäße Personalent-
wicklung im öffentlichen Dienst 
im Sinne der Gleichstellung um-
gesetzt werden könnte. Es wur-
den dabei viele gute Denkan-
sätze erarbeitet, die auch in die 
frauenpolitische Fachtagung 
2019 am 3. Juni 2019 einge-
bracht werden sollen. 

Die Gesprächsrunde, die nach 
dem Abendessen noch stattge-
funden hat, war aus Sicht von 
Heidi Deuschle, der Vorsitzen-
den der BBW-Frauenvertre-
tung, ein Highlight dieser Sit-
zung und hochinteressant, weil 
hier eine ganz offene Diskussi-
on geführt wurde, die deutlich 
gemacht hat, wie unterschied-
lich auch Frauen an gewisse 
Themen herangehen und wie 
unterschiedlich auch Anforde-
rungen empfunden werden; 
und dies nicht nur aufgrund der 
beruflichen Tätigkeit, sondern 
auch aufgrund persönlicher Be-
gleitumstände. Auch der aus-
führliche Bericht von Helene 

Wildfeuer und die kurzen Be-
richte aus den einzelnen Bun-
desländern waren sehr infor-
mativ. Aufgefallen ist, dass in 
den verschiedenen Bundeslän-
dern oft ähnlich gelagerte Pro-
blemfelder vorhanden sind. Der 
Austausch unter den Mitglie-
dern der Bundesfrauenvertre-
tung wird allgemein geschätzt, 
denn er bringt viele Erkenntnis-
se, die für die Umsetzung der 
Themen im eigenen Bundes-

land nützlich sind. Am zweiten 
Veranstaltungstag hat Heidi 
Deuschle den BBW vorgestellt 
und auch mit Einsatz einiger 
Bildern die Vielfalt der Tätigkeit 
der Landesfrauenvertreterin 
dieses dbb Landesbunds darge-
stellt. Jacqueline Weigelt, die 
im vergangenen Jahr zur stell-
vertretenden Landesfrauenver-
treterin im BBW gewählt wur-
de, hat in einer kurzen Präsen-
tation ihre eigene Gewerk-

schaft, den Berufschullehrer-
verband (BLV), vorgestellt.

Der dbb Vorsitzende Uli Silber-
bach hat in seinem Gastvor-
trag betont, dass die Gleich-
stellung von Frauen und Män-
nern Voraussetzung für einen 
guten öffentlichen Dienst ist. 
Wenn bei Umfragen von forsa 
ermittelt werde, dass sich 
mehr als die Hälfte der Frauen 
im Job diskriminiert fühlen, 
weil sie bestimmte Stellen 
nicht erhalten, von Beförde-
rungen und Gehaltserhöhun-
gen ausgeschlossen werden, 
dann sei das nicht akzeptabel. 
Gleichstellung dürfe nicht nur 
eine leere Worthülse sein, 
sondern müsse mit Leben er-
füllt werden, nicht zuletzt, 
weil dies auch dazu beitrage, 
die fehlenden Stellen im öf-
fentlichen Dienst mit qualifi-
ziertem Personal zu besetzen. 
Dies funktioniert aber nur, 
wenn Leistung und Befähi-
gung das geltende Maß für Be-
urteilungen und Beförderun-
gen sei. Hier müsse die Ver-
waltung eine Vorreiterrolle 
einnehmen und selbstkritisch 
die Anwendung anderer Para-
meter verhindern. 

©
 B

BW
 < Heidi Deuschle (links), die Vorsitzende der BBW-Frauenvertretung, und 

ihre Stellvertreterin Jacqueline Weigelt bei der Frühjahrssitzung der dbb 
frauenvertretung in Königswinter
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Die BBW-Jugend lud ein und viele kamen

Osterfrühstück mit jungen Politikern
Neben den bevorstehenden 
Europawahlen und der Frage 
unseres Europas hat sich die 
Landesjugend des BBW –  
Beamtenbund Tarifunion die 
steigende Gewalt gegen Be-
schäftigte im öffentlichen 
Dienst sowie die Unterstüt-
zung und Förderung der Ju-
gend in Baden-Württemberg 
für dieses Jahr auf die Agenda 
geschrieben. Diese Themen ka-
men auch beim Osterfrühstück 
zur Sprache, zu dem die BBW-
Jugend am 12. April 2019 Jung-
politiker und Mitglieder des 
Landesjugendausschusses aus 
Baden-Württemberg in die Ge-
schäftsstelle des Beamtenbun-
des in Stuttgart eingeladen 
hatten.  Neben Vertretern der 
DStG und des VdV folgten auch 
Lena Christin Schwelling von 
der Grünen Jugend sowie Fabi-
an Kemmer von der Jungen 
Union der Einladung.

Bei einer Tasse Kaffee und fri-
schen Brötchen ging der Aus-
tausch über die ausgewählten 
Themen doch gleich viel leich-
ter. Den Anfang machten unse-
re stellvertretenden Landesju-

gendleiterinnen Johanna Zeller 
und Julia Nußhag mit einer 
kurzen Erläuterung, weshalb 
sich die BBW-Jugend explizit 
für die beiden Schwerpunkt-
themen „Gewalt gegen Be-
schäftigte im öffentlichen 
Dienst“ sowie „Jugend- und 
Nachwuchsförderung“ ent-
schieden hat. Sie betonte, die 
BBW-Jugend verstehe es als 
eine der Hauptaufgaben, für 
und mit der Jugend und dem 
Nachwuchs zu arbeiten. Da die 
steigende Gewalt gegen Be-

schäftigte im öffentlichen 
Dienst unter anderem auch 
Auswirkungen auf die Attrakti-
vität des öffentlichen Dienstes 
habe, möchte die BBW-Jugend 
hiergegen ankämpfen.

Ziel dieses jugendpolitischen 
Osterfrühstücks war es, den 
Jungpolitikern deutlich zu ma-
chen, wie die Fachjugendge-
werkschaften und die BBW-Ju-
gend über diese Themen den-
ken, was sie erreichen möch-
ten. Zudem wollte man anhand 

dieses Austausches heraus-
finden, wie und womit die Poli-
tik die Anliegen der BBW-Ju-
gend unterstützen kann und 
wird. Nach zwei Stunden mit 
intensiven Gesprächen, wobei 
es zwischendurch auch um die 
Einstellung der Jungpolitiker 
zum Thema Berufsbeamten-
tum ging, konnten die Teilneh-
mer der Veranstaltung mit vie-
len neuen Eindrücken in ein 
wohlverdientes Wochenende 
starten. 
 

©
 B

BW

 < Fototermin im Garten der BBW-Geschäftsstelle: Johanna Zeller, stellvertretende Landesjugendleiterin bbw- 
Jugend; Daniel Schmitt, Landesjugendleiter DStG; Lena C. Schwelling, Landessprecherin Grüne Jugend; Fabian 
Kemmer, Landesvorstandsmitglied Junge Union; Joachim Weschbach, Landesjugendleiter VdV; Nathalja Herdt, 
Bezirksjugendleiterin DStG Baden; Julia Nußhag, stellvertretende Landesjugendleiterin BBW-Jugend (von links)
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HUK-COBURG-Vorstandsmitglied Dr. Jörg Rheinländer wirbt für Telematik Plus

Verantwortungsvolles Fahren  
wird belohnt
Verantwortungsvolles Fahren wird von der HUK-COBURG belohnt. Vorstandsmitglied Dr. Jörg Rhein-
länder erläutert im Gespräch mit BBW-Chef Kai Rosenberger die Vorteile einer Autoversicherung 
mit Telematik Plus. Sie helfe beim sichereren Fahren. Zudem lasse sich damit noch eine Menge Geld 
sparen. 

Kai Rosenberger: Die Entwick-
lung in der Autoversicherung 
verändert sich momentan stark. 
Es geht viel in Richtung nut-
zungsbasierte Kfz-Versicherung. 
Was heißt das genau?

Dr. Rheinländer: Es geht um 
das Stichwort Telematik. Dabei 
handelt es sich um eine inno-
vative Technologie, die Tele-
kommunikation und Informa-
tik verbindet. Mit ihr können 
Daten über das Fahrverhalten 
erfasst werden. 

Der Preis für die Versicherung 
eines Pkw richtet sich nach vie-
len Merkmalen. Beispielsweise 
dem versicherten Fahrzeug, der 
Region, dem Stellplatz oder der 
jährlichen Fahrleistung. Mithilfe 
von Telematik berücksichtigen 
wir auch das Fahrverhalten bei 
der Beitragsgestaltung. 

Rosenberger: Was habe ich als 
Autofahrer davon?

Dr. Rheinländer: Die HUK-CO-
BURG unterstützt und belohnt 
verantwortungsvollen und si-
cheren Fahrstil. Seit Anfang 
April bieten wir unseren neu-
en Telematik-Tarif in der Kfz-
Versicherung an. Er löst das 
erfolgreiche Produkt „Smart 
Driver“ ab und wird für alle 
Kunden offenstehen. Bisher 
war unser Produkt auf junge 
Fahrer beschränkt und war 
bei dieser Zielgruppe bereits 
sehr erfolgreich. Wir hatten 
rund 80 000 Stück 
davon verkau-
fen können. 
Jetzt wird es 
noch besser: 

Wir konnten die Technik stark 
vereinfachen. Die Nutzer be-
festigen einfach einen Sensor 
von der Größe einer Vignette 
an ihrer Windschutzscheibe 
und verbinden diese mit unse-
rer App „Mein Auto“. In dieser 
App wird allen Nutzern ihr per-
sönlicher Fahrwert angezeigt, 
der Versicherungsnehmer sieht 
außerdem den Gesamtscore 
für das jeweilige Fahrzeug und 
die entsprechende Ersparnis 
auf die Versicherungsprämie.

Rosenberger: Würden Sie selbst 
einen Telematik-Tarif abschlie-
ßen?

Dr. Rheinländer: Auf jeden Fall. 
Zum einen ist da ja die mögli-
che Ersparnis – je vorausschau-
ender ich fahre, desto besser 
wird mein Fahrwert und desto 
günstiger wird mein Tarif. Dar-
über hinaus habe ich für mich 
festgestellt, dass es einfach 
Spaß macht, aus Interesse mal 

die eigenen Fahrwerte anzuse-
hen und bei Gelegenheit mit 
Freunden oder Familie zu ver-
gleichen. Beim Autofahren 
nimmt man sich ja selbst nie 
objektiv wahr, da kann so eine 
Außenansicht durchaus neue 
Erkenntnisse bringen.

Rosenberger: Und wie hoch ist 
die Ersparnis konkret?

Dr. Rheinländer: Zu Beginn er-
halten Sie einen Start-Bonus in 
Höhe von zehn Prozent auf Ih-
ren Beitrag in der Kfz-Haft-
pflichtversicherung und Kasko 
– unabhängig von Ihrem Fahr-
verhalten. Er gilt so lange, bis 
ein Bonus berechnet werden 
kann, der auf Ihrem Fahrverhal-
ten basiert. Im Anschluss an die 
Startphase wird der Start-Bo-
nus durch den Folge-Bonus er-
setzt. Seine Höhe hängt von Ih-
rem Fahrverhalten ab. Bis zu 30 
Prozent Bonus auf Ihren Bei-
trag sind im Folgejahr dabei für 
Sie drin. Ganz wichtig ist, dass 
Sie mit Telematik Plus nie mehr 

zahlen als mit einer Autoversi-
cherung ohne Telematik-Tarif.  

Rosenberger: Wann wird der 
Folge-Bonus berechnet?

Dr. Rheinländer: Einmal pro 
Jahr, am 30. September, wird 
auf Basis des Gesamtfahrwer-
tes Ihr Folge-Bonus berechnet. 
Er reduziert Ihren Beitrag in der 
Kfz-Haftpflichtversicherung 
und Kasko im Folgejahr um bis 
zu 30 Prozent. Den voraussicht-
lichen Bonus können Sie jeder-
zeit in der App „Mein Auto“ 
einsehen.

Mehr Informationen zum Tarif 
zum sicheren Fahren finden 
sich unter www.huk.de/dbb.

BBW-Mitglieder, die ihr Ange-
bot dort oder bei einem der 
vielen Berater der HUK-CO-
BURG berechnen, erhalten als 
Neukunde 30 Euro dbb Bonus. 
Details dazu unter  
www.huk.de/dbb.  
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Eine gemeinsame Aktion von BBW  
und dem Dienstleistungszentrum  
Südwest

„Rechtsschutztage“  
zur Optimierung der 
Zusammenarbeit
Im Streitfall vertrauen die Kol-
leginnen und Kollegen auf die 
Beratung ihrer Gewerkschaft 
und auf die Kompetenz der 
dbb Dienstleistungszentren. 
Denn die Dienstleistungszen-
tren vertreten Mitglieder der 
Gewerkschaften und Verbände 
im BBW vor Gericht, setzen 
ihre rechtlichen Interessen 
durch und beraten diese. 

Den Rechtsschutzbeauftragten 
und Verbandsvorsitzenden 
kommt dabei im Vorfeld eine 
wichtige und verantwortungs-
volle Aufgabe zu. Als Erstkon-
takt müssen sie den Sachver-
halt ermitteln und nötige Un-
terlagen zusammenstellen, auf 
Fristen achten und manchmal 
auch schwierige Entscheidun-
gen treffen. Sie sind damit so-
zusagen das „Scharnier“ zwi-
schen dem Mitglied und dem 
dbb Dienstleistungszentrum. 
Ihre Arbeit ist oft kompliziert 
und geschieht unter Zeitdruck.

Den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in dem für die BBW-
Mitgliedsgewerkschaften und 
BBW-Mitgliedsverbände zu-
ständigen dbb Dienstleistungs-
zentrum Südwest in Mann-
heim geht es meist ähnlich. 
Unter Hochdruck müssen 
wichtige prozessuale Schritte 
eingeleitet und notwendige In-
formationen zusammengetra-
gen oder beschafft werden, da-
mit den Mitgliedern keine 
Nachteile entstehen.

Das Dienstleistungszentrum 
Südwest und der BBW haben 
sich deshalb Gedanken ge-
macht und Überlegungen an-
gestellt, wie die gute Zusam-
menarbeit an der wichtigen 

Schnittstelle zwischen Ge-
werkschaft und dbb Dienstleis-
tungszentrum noch weiter ver-
bessert werden kann. Eine der 
Erkenntnisse war, dass es nie 
an gutem Willen mangelt, 
manchmal aber nicht klar ist, 
was eigentlich konkret zu tun 
ist. Die Mitarbeitenden haben 
deshalb versucht, durch die Er-
stellung von einfach zu hand-
habenden Checklisten einen 
Rahmen für die erforderliche 
Vorarbeit zu schaffen und da-
durch diese zu vereinfachen. 
Gleichzeitig soll auch der 
Rechtsschutzantrag verständli-
cher werden. Zudem wird es 
ein neues Formular für Rechts-
schutzanträge geben, die über 
den BBW an das dbb Dienst-
leistungszentrum weitergelei-
tet werden.

Nach dem Motto „Wer sich 
kennt, arbeitet gut zusammen“ 
planen das Dienstleistungszen-
trum Südwest und der BBW 
zwei „Rechtsschutztage“, um 
den Rechtsschutzbeauftragten 
der Mitgliedsgewerkschaften 
und Mitgliedsverbänden im 
BBW die neuen Formulare und 
die Checkliste vorzustellen und 
auch auf Anregungen und Fra-
gen einzugehen. Dazu stehen 
Juristen des Dienstleistungs-
zentrums Mannheim bereit. 
Die „Rechtsschutztage“ sollen 
nach derzeitiger Planung am  
3. Juli und am 24. Juli 2019 je-
weils von 9.30 Uhr bis 13 Uhr in 
der BBW-Geschäftsstelle in 
Stuttgart stattfinden.

Anmeldeformulare wurden 
den Mitgliedsgewerkschaften 
und Mitgliedsverbänden be-
reits durch den BBW zur Verfü-
gung gestellt.  



 z Persönlichkeits-
management

Seminar B129 GB vom 23. bis  
25. Mai 2019 in Königswinter. 

Selbstwirksamkeit erhöhen – 
So setzen Sie Ihr Vorhaben um

Vorhaben stellen eine besondere 
Herausforderung dar. Das geht 
von der Bürogestaltung bis zu 
komplexen Zukunftsaufgaben. 
Die systemische Betrachtung er-
möglicht es, Vorhaben konstruk-
tiv anzugehen. Die Teilnehmen-
den bekommen ein Gefühl, 
welche Unterstützung sie brau-
chen, um ihre Selbstwirksamkeit 
zu erhöhen und ihr Vorhaben er-
folgreich gestalten zu können. 
Mit dem systemischen Ansatz 
können Sie Ihre Vorhaben erfolg-
reich durch alle Phasen führen, 
Widerstände frühzeitig ausma-
chen und möglichen Fehlerquel-
len vorbeugen. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbetrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Öffentlichkeits- und  

Medienarbeit

Seminar B158 GB vom 27. bis 
29. Juni 2019 in Königswinter.

Zielgruppe für dieses Seminar 
sind Personen, die ehrenamtlich 
in ihrer Organisation mit der 
Öffentlichkeits- und Medienar-
beit betraut sind oder die Ab-
sicht haben, eine solche Auf-
gabe zu übernehmen. Das 
Seminar erarbeitet wesentliche 
Grundlagen im Bereich der Öf-
fentlichkeitsarbeit und weist 
den Weg zum optimalen Me-
dienmix aus klassischer Pres-
searbeit und Öffentlichkeits-
arbeit in den modernen 
Kommunikationsmedien.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Gesundheitsmanagement

Seminar B167 GB vom 5. bis  
7. Juli 2019 in Königswinter.

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches 
Gesundheitsmanagement“ er-
lernen. Als zentrale Punkte ste-
hen dabei die Fragen „Umgang 
mit und Bewältigung von 
Stress“, die „richtige Ernährung“ 
sowie „Bewegung und Sport“ 
im Mittelpunkt. Zudem üben 
Sie, sich zu entspannen, erfah-
ren hautnah die Bedeutung von 
Sport und Bewegung und ler-
nen, warum Ernährung und 
Wohlbefinden viel miteinander 
zu tun haben.

Wochenendseminar 

(Teilnehmerplätze 15)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Personalmanagement: 

Verwaltung der Zukunft 

Seminar B170 GB vom 7. bis  
9. Juli 2019 in Königswinter.

Die Verwaltung steht vor gra-
vierenden Veränderungen und 
muss sich darauf einstellen. 
Dieses Seminar beleuchtet die 
Themen Arbeit 4.0 und Digitali-
sierung, Personalführung, wie 
verändert die Arbeit unser Le-
ben. Außerdem Datenschutz 
mit Exkurs zur Datenschutz-
Grundverordnung und deren 
Auswirkungen auf die Verwal-
tungsarbeit.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Dienstrecht

Seminar B169 GB vom 7. bis  
10. Juli 2019 in Königswinter. 

Im Mittelpunkt dieses Seminars 
steht das Dienstrecht in  
Baden-Württemberg mit Beam-

ten(status)recht, Besoldungs-
recht und Beamtenversor-
gungs recht. Ein weiteres Thema 
ist das Beihilferecht in Baden-
Württemberg.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 198 Euro

�
 z Behindertenrecht

Seminar B200 GB vom 15. bis 
17. September 2019 in Königs-
winter. 

Dieses Seminar wird vom Ar-
beitskreis Behindertenrecht im 
BBW gestaltet und befasst sich 
vorrangig mit aktuellen The-
men beziehungsweise Problem-
stellungen im Zusammenhang 
mit Inklusion und Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen 
im öffentlichen Dienst. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Persönlichkeits-

management

Seminar B205 GB vom 22. bis 
24. September 2019 in Baiers-
bronn.

Mehr Achtsamkeit – weniger 
Ärger 

Wir nutzen den Schwarzwald. 
Die Übungen und Theorie, die 
zu mehr Achtsamkeit und weni-
ger Ärger führen, finden zu-
meist in der Natur statt. Die Re-
flexion im Raum. So entsteht 
ein Zusammenspiel, das die 
Teilnehmenden auf sich kon-
zentriert, die persönlichen Stär-
ken aktiviert und einen freieren 
Umgang mit den ärgerlichen  
Situationen des beruflichen All-
tags ermöglicht. 

(Teilnehmerplätze 15)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 180 Euro

 z Seniorenarbeit

Seminar B210 GB vom 30. Sep-
tember bis 2. Oktober 2019 in 
Königswinter.

Dieses Seminar wird von der 
BBW-Landesseniorenvertretung 
veranstaltet und richtet sich 
insbesondere an Kolleginnen 
und Kollegen, die in den Fachor-
ganisationen des BBW mit der 
Seniorenarbeit betraut sind. Im 
Mittelpunkt steht, neben aktu-
ellen Informationen zum The-
ma, die Optimierung der ehren-
amtlichen Arbeit.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Rhetorik

Seminar B218 GB vom 13. bis 
15. Oktober 2019 in Königs-
winter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Kolleginnen und Kollegen, die – 
sowohl im Beruf als auch zum 
Beispiel im Ehrenamt – vor  
größerem Publikum Vorträge 
halten müssen. Dabei werden 
neben dem Erlernen der Grund-
sätze und Regeln für gute Re-
den auch praktische Übungen 
durchgeführt und von einem 
erfahrenen Rhetoriktrainer 
analysiert. Aber nicht nur die 
„freie Rede“, sondern auch eine 
professionelle Vorbereitung des 
Vortrags sollen bei diesem Se-
minar erlangt werden. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

�
 z Persönlichkeits-

management

Seminar B224 GB vom 20. bis 
22. Oktober 2019 in Königs-
winter.

Lösungskunst – mit Mediation 
Konflikte konstruktiv lösen

Seminarangebote im Jahr 2019
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 
2019 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über Son-
derurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Konflikte im menschlichen  
Zusammenleben bieten die 
Grundlage zur konstruktiven 
Entwicklung. Damit Streitsitua-
tionen nicht in Zerwürfnissen 
enden, braucht es Lösungen, 
die von den Konfliktparteien 
gleichermaßen als zufrieden-
stellend betrachtet werden. 

Die Mediation bietet die Basis 
für eine Verbesserung der Kon-
fliktkultur. Der Handlungsan-
satz ist lösungsorientiert,  
indem unterschiedliche Interes-
sen, Grundlagen und Wahr-
nehmungen dargestellt und  
vermittelt werden. Die Semi-
narteilnehmenden üben die 
Lösungskunst mittels der Medi-
ation und weiterer Deeskalati-
onsmethoden.

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

 z Rhetorik

Seminar B238 GB vom 10. bis 
12. November 2019 in Königs-
winter.

In der Meinungsbildung setzt 
sich nur durch, wer mit kommu-
nikativen Fähigkeiten seine ge-
zielten Argumente unterstüt-
zen kann. Dazu gehören die 
Informationsbeschaffung ge-
nauso wie überzeugendes Dar-
stellen und vermittelndes Auf-
treten. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des Seminars 
üben das freie Reden, die the-
menzentrierte Interaktion und 
erproben Methoden zur erfolg-
reichen Gesprächsleitung. Die 
Integration unterschiedlicher 
Ansichten in der Meinungsbil-
dung wird dabei ebenso reflek-
tiert wie die gegenseitige 
Wahrnehmung im Dialog. 

(15 Teilnehmerplätze)

Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

Über unser Seminarangebot 
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 

vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren 
sich auf der Homepage der 
dbb akademie (www.dbbak 
ademie.de) bei den Seminaren 
im „offenen Programm“ 
(Kennbuchstabe „Q“ vor der 
Seminarnummer) und fragen 
dann beim BBW nach, ob für 
diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unab-
hängig von dem im Seminar-
programm veröffentlichten 
Teilnehmerbetrag verringert 
sich dieser durch die Inan-
spruchnahme des Vouchers 
auf 132 Euro.

Mit diesem neuen Angebot 
wollen wir unseren Mitglie-
dern die Möglichkeit einräu-
men, zu vergünstigten Teil-
nehmergebühren von dem 
vielseitigen Seminarangebot 
der dbb akademie Gebrauch 
zu machen. Alle Seminare sind 
auch für Nichtmitglieder offen. 
Der Teilnehmerbeitrag beträgt 

bei Nichtmitgliedern das Dop-
pelte des ausgewiesenen Be-
trages. Anmeldungen können 
nur über die Landesgeschäfts-
stellen der Mitgliedsverbände 
des BBW entgegengenommen 
werden. Diese halten Anmel-
deformulare bereit. Eine un-
mittelbare Anmeldung bei der 
dbb akademie ist nicht mög-
lich. Anmeldeformulare sowie 
unser Seminarprogramm fin-
den Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semi-
nare, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.
Die vorgestellen Seminare er-
füllen gegebenfalls die Vor-
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG 
BW), sofern die Inhalte ent-
weder zur beruflichen oder 
zur ehrenamtlichen Weiterbil-
dung des/der jeweiligen Teil-
nehmers/Teilnehmerin infra-
ge kommen.
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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